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Sachgebiet 53 


Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Unterhaitssicherungsgesetzes und prämienrechtlicher 
Vorschriften 

- Drucksachen 7/2397, 7/2796, 7/2797 - 


Bericht des Abgeordneten Haase (Kassei) 


Der federführende Verteidigungsausschuß hat eine 
Aufteilung des Gesetzentwurfs vorgenommen, weil 
die in Artikel 4 des Entwurfs enthaltene Berlin- 
Klausel zwar für die prämienrechtlichen Änderun- 
gen, nicht aber für die Änderungen des Unterhalts- 
sicherungsgesetzes gelten soll. Der Haushaltsaus- 
schuß schließt sich dieser Aufteilung des Gesetzent- 
wurfs an und stellt zunächst fest, daß die Gesetz- 
entwürfe mit der neuen Überschrift „Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes'' und „Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Spar-Prämiengesetzes und des Woh- 
nungsbau-Prämiengesetzes" mit der Haushaltstage 
vereinbar sind. 

Durch den Gesetzentwurf soll die Sparförderung 
für die Grundwehrdienstleistenden der Entwicklung 
auf dem allgemeinen Sparsektor angepaßt sowie 
gerechter und einfacher gestaltet werden. Es wird 
dabei für alle Grundwehrdienstleistenden eine 
gleiche Sparpauschale von monatlich 50 DM ge- 
währt. In den Prämiengesetzen wird festgelegt, daß 
die den Arbeitnehmern eingeräumten Vergünstigun- 
gen künftig auch während des Grundwehrdienstes 
fortbestehen. Ferner soll die Unterhaltssicherungs- 


leistung für die grundwehrdienstleistenden Sanitäts- 
offiziere an die allgemeine Einkommensentwicklung 
angeglichen werden. Dabei werden die Leistungs- 
sätze um ca. 30 v. H. angehoben. 

Der Bundeshaushalt wird durch den Gesetzentwurf 
mit Mehrkosten wie folgt belastet: 

Einzelplan 14 44 700 000 DM 

Einzelplan 11 6 400 000 DM 

gesamt 51 100 000 DM. 

Diese Mehrkosten fallen für das Haushaltsjahr 
1975 an. Deckung dafür ist für den Bereich der Zi- 
vildienstleistenden bei Kap. 11 08 im Entwurf des 
Haushaltsplans für 1975 vorhanden; für den Einzel- 
plan 14 können die Mehrkosten im Rahmen des 
Plafonds aufgefangen werden. Ab 1976 ist mit Mehr- 
kosten nicht mehr zu rechnen, weil auf Grund der 
bisherigen Rechtslage eine Ausgabensteigerung zu 
erwarten war, die die Kosten der Pauschale erreicht. 
Dies ist bei der mittelfristigen Finanzplanung bereits 
berücksichtigt worden. 
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Zu dem „Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Spar-Prämiengesetzes und des Wohnungsbau- 
Prämiengesetzes" fallen Mehrkosten in Höhe von 

8 300 000 DM 

an. Sie verteilen sidi wegen der unterschiedlichen 
Fälligkeitstermine der Prämienansprüche auf die 
Haushaltsjahre 1976 imd folgende. Der Prämien- 
mehraufwand kann im Rahmen der mittelfristigen 
Finanzplanung bei Einzelplan 60 aufgefangen wer- 
den. 

Dieser Bericht beruht auf den vom federführenden 
Verteidigungsausschuß vorgeschlagenen Fassungen 
der Gesetzentwürfe. 


Bonn, den 13. November 1974 


Der Haushaltsaussdiuß 

Leidit Haase (Kassel) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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